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BEITRÄ GE 

H a n n a  S o n k a j ä r v i  

Soldaten als F remde in Straßburg im 18. J ahrhundert 

Die ehemalige Reichsstadt Straßburg wurde am 30. September 1681 
von der französischen Krone erobert. Eine bedeutende Gruppe unter 
den zahlreichen Stadtfremden, die als F olge der Eroberung in die 
Stadt strömten und die Gewalt des Magistrats zunehmend in F rage 
stellten, bildeten die Soldaten in französischen Diensten. Die Stadt, 
deren Einwohnerzahl als F olge der starken Zuwanderung zwischen 
1681 und 1789 von etwa 22.000 auf 48.500 anstieg, entwickelte sich 
zu einer wichtigen Garnisonsstadt mit sieben- bis neuntausend Solda-
ten.1 

Eine spürbare Belastung für die Bürger stellte die Einq uartierung der 
Soldaten dar. Die Soldaten, unter anderem französischer, schweizeri-
scher, deutscher und irischer H erkunft, wurden sowohl in den im 
Bau begriffenen Kasernen als auch bei den Einwohnern unterge-
bracht. 

Die Eroberung bedeutete zunächst nicht den V erlust der alten reichs-
städtischen Institutionen Straßburgs. V ielmehr bestätigte der französi-
sche König, da die Stadt sich friedlich ergeben hatte, die innerstädti-
sche Rechtsordnung in einem Kapitulationsvertrag.2 Das politische 
und wirtschaftliche System Straßburgs basierte bis zur F ranzösischen 
Revolution auf einer Ratsoligarchie3 und auf einer scharfen rechtli-
chen Differenzierung zwischen �Bürgern� � , �Schirmbürgern� �  und 
�F remden� � .4 Die Schirmer genossen gegen die Bezahlung von 

                                                 
1  Simone H erry, Une ville en mutation. Strasbourg au tournant du Grand siè cle, So-

cié té  militaire et socié té  civile de langue franç aise dans la ville libre et royale de 
Strasbourg d� aprè s les registres paroissiaux, les registres de bourgeoisie et les actes 
notarié s (1681-1802), Strasbourg 1996, S. 58.  

2  Zur Kapitulation siehe: Georges Livet, Du fer de lance au bouclier. La C apitulation 
de Strasbourg et ses vicissitudes (1681-1790), in: Saisons d� Alsace 75 (1981), S. 55-
72;  Bernard V ogler, Les consé q uences de la C apitulation sur la vie politiq ue à  Stras-
bourg, in: Saisons d� Alsace 75 (1981), S. 8-13. Zur städtischen V erfassung Roland 
Ganghoffer, Aspects de l� ancien droit strasbourgeois, in: Saisons d� Alsace 75 (1981), 
S. 39-54. 

3  V gl. Paul Greissler, La C lasse politiq ue dirigeante à  Strasbourg, 1650-1750, Stras-
bourg 1987. 

4  Im F ranzösischen lauten diese Kategorien: b ou rge ois , m anants , é trange rs . Die Mehr-
heit der Akten des Magistrats bleibt deutschsprachig bis zur F ranzösischen Revo-
lution. 
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�Schirmgeld� �  städtischen Schutz, besaßen jedoch keinerlei Bürger-
rechte. Damit war die V ergabe von Wohnrecht getrennt von der V er-
gabe politischer, ökonomischer und sozialer Rechte. Das städtische 
Normgefüge geriet aber zunehmend unter den Druck französischer 
Zuwanderer, zunächst überwiegend Militärpersonen und später auch 
vermehrt durch Zivilisten. Diese neuen �F remden� �  fügten sich nicht 
mehr in die innerstädtische H ierarchie unterschiedlich privilegierter 
Gruppen ein, sondern bildeten eine durch die neuen französischen 
O brigkeiten protegierte und einflussreiche Minderheit. Als Untertanen 
des französischen Königs versuchten sie sich der J urisdiktion des Rates 
zu entziehen und bemühten sich nur zum Teil um die Aufnahme in 
die Zünfte und ins städtische Bürgerrecht.5 Die jeweiligen Befugnisse 
der städtischen und der königlichen O brigkeiten mussten während 
des 18. J ahrhunderts in F olge dessen immer wieder neu definiert 
werden. In Interaktion mit anderen Bevölkerungsgruppen nahmen 
die dem Militär zugehörigen Bewohner Einfluss auf diesen Prozess 
der Gestaltung gesellschaftlicher Normen.  

Die Auswirkungen der militärischen Präsenz im Straßburg des 
18. J ahrhunderts sind erstaunlich wenig erforscht worden, bedenkt 
man, wie groß die Anzahl der in Straßburg stationierten Soldaten 
war. Den umfassendsten Ü berblick gibt die im J ahr 1901 erschienene 
Studie von Karl Engel.6 Das Nebeneinander französischer Zuwanderer 
und Stadtbürger wurde von Simone H erry lediglich für die ersten 
beiden J ahrzehnte französischer H errschaft (1681-1702) systematisch 
untersucht.7 Zum Bau von Kasernen, der in den Archiven gut doku-
mentiert ist, existieren neben den Arbeiten von Engel einige Aufsät-
ze.8 Schwierig gestaltet sich dagegen die Suche nach alltäglichen, 
nicht in den Archivinventaren verschriftlichten Aspekten, wie z. B. 

                                                 
5  V gl. Suzanne Dreyer-Roos, La population strasbourgeoise sous l� Ancien Ré gime, 

Strasbourg 1969. 
6  Karl Engel, Straßburg als Garnisonstadt unter dem Ancien Ré gime, Straßburg 1901 

(=  Beiträge zur Landes- und V olkeskunde von Elsaß-Lothringen, Bde. 16-30, 1907).  
7
  Simone H erry, Une ville en mutation (Anm. 1). 

8  Georges Livet, Urbanisme et vie militaire. Note concernant la construction des caser-
nes à  Strasbourg sous l� Ancien Ré gime, in: C ahiers alsaciens d� arché ologie, d� art et 
d� histoire (H ommage à  H ans H aug) 11 (1967), S. 179-190;  ders., Esprit militaire et 
socié té  provinciale sous l� Ancien Ré gime. Le cas d� une province frontiè re: l� Alsace, 
in: Le soldat, la straté gie, la mort. Mé langes André  C orvisier, Paris 1989, S. 220-241;  
Karl Engel, Straßburgs Garnison während des siebenjährigen Krieges, in: Zeitschrift 
für die Geschichte des O berrheins 56 (1902), S. 142-161. V gl. auch Karl Engel, Der 
Regimentsstab des Deutschen Infanterie-Regiments Elsass, in: Zeitschrift für die Ge-
schichte des O berrheins 54 (1900), S. 66-92;  F ritz J affé , Militärwesen im Bourboni-
schen Elsaß, in: Elsass-Lothringisches J ahrbuch 12 (1933), S. 149-194 und Paul Mar-
tin, Le Ré giment d� Alsace (Unité  allemande au service de la F rance de 1656 à  1794), 
in: L� Essor 74 (1969), S. 7-20. 
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Konflikten, die aus der Berufstätigkeit von Militärangehörigen im zivi-
len Sektor entstanden. Einzelne Dokumente hierzu, wie auch bezüg-
lich der Konflikte um V erbrechen der Militärangehörigen gegenüber 
den Einwohnern9, können in den Archiven des p ré te u r royal

10 gefun-
den werden. 

Im F olgenden wird der F rage nachgegangen, was die zahlreiche Prä-
senz der Soldaten aus der Sicht des städtischen Magistrats bedeutete 
und wie dieser zu reagieren versuchte. Was war das Bild des Militärs 
aus der Sicht des Magistrats?  In welchen konkreten Situationen spielte 
die F remdheit der Soldaten eine Rolle?  Wie wurde seitens des Magi-
strats versucht, die Beziehungen zwischen der Bevölkerung und der 
Garnison zu regeln und welche Schwierigkeiten entstanden dabei?  

F re m d e  Sold ate n au s  s täd tis c h e r Sic h t 

In der bisherigen F orschung zu den F remden im frühneuzeitlichen 
F rankreich werden die F remden als eine ausschließlich durch Natio-
nalität definierte Kategorie verstanden.11 Die Konzentration und strik-
te Trennung zwischen Ausländern und Untertanen des französischen 
Königs, d. h. zwischen �é trangers� �  und �ré gnicoles� � , übersieht die 
Bedeutung der lokalen Praktiken. Das F remdsein kann jedoch auch 
als eine kontextbezogene Kategorie betrachtet werden, die nicht nur 
durch Nationalität, sondern auch durch die Zugehörigkeit zu einer 
Gemeinde, die V erwandtschaft, F reundschafts- und Patronagebezie-
hungen, die Konfession, das Eigentum oder den Erhalt bzw. Nichter-
halt der Stadtbürgerrechte sowie diverse Privilegien bestimmt werden 
konnte. Stadt und Staat konnten unterschiedliche Definitionen für 
F remde (é trange r) zugrunde legen.12 Zumindest in einem Teil der im 
17. J ahrhundert eroberten elsässischen, lothringischen und flämischen 
Städte blieb das Stadtbürgerrecht bis zur F ranzösischen Revolution 
ein zentrales Kriterium der Ausgrenzung von (Stadt-) F remden. Der 
                                                 
9  Dagegen sind die meisten J ustizakten im Deutsch-F ranzösischen Krieg im J ahr 1870 

zerstört worden.  
10  Diese befinden sich in den Archives Municipales de Strasbourg (sé rie AA 2056-2656;  

supplé ment 2656a-2672). Der p ré te u r royal hatte die Aufgabe, an allen Ratssitzun-
gen teilzunehmen und die Entscheidungsprozesse in der Stadtregierung im Interesse 
des Königs zu beeinflussen. Er korrespondierte direkt mit dem Se c ré taire  d � Etat d e  
la G u e rre  und avancierte in der Praxis zum mächtigsten Mann der Stadt. V gl. Inge-
borg Streitberger, Der Königliche Prätor von Straßburg, 1685-1789, Wiesbaden 1961. 

11  J üngstes Beispiel ist die Studie von Peter Sahlins, Unnaturally F rench: F oreign C iti-
zens in the O ld Regime and After, Ithaca 2004. 

12  Die Autorin bereitet zur Zeit eine Dissertation zu diesem Thema am Europäischen 
H ochschulinstitut in F lorenz mit dem Arbeitstitel �L� é tranger et le forain entre inté -
gration et exclusion, de la cité  impé riale à  la ville de province. Le cas de Strasbourg 
(1681-1789)� �  vor. 
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Staat verstand dagegen unter �é tranger� �  Personen, die nicht innerhalb 
der Staatsgrenzen geboren waren und die erbrechtlich als �aubains� �  
benachteiligt wurden.13 Sowohl Elsässer aus dem Umland, F ranzosen, 
als auch die Soldaten, die nach 1681 in die Stadt kamen, waren aus 
der Sicht der Stadt F remde und stellten eine potentielle Bedrohung 
für das Wohl der Bürgergemeinschaft dar. Diese Wahrnehmung wur-
de dadurch verstärkt, dass dieselben Einheiten äußerst selten mehr 
als zwei J ahre in der gleichen Garnison verweilten.14 

Die Kontrolle von F remden15 gehörte zum Bereich der Policey, der 
innenpolitischen Sorge um das Gemeinwohl.16 In Straßburg wurde 
das Monopol des Magistrats über die Policey als F olge der französi-
schen Eroberung im 18. J ahrhundert von der unterelsässischen 
Reichsritterschaft (Dire c toire  d e  la nob le s s e  d e  la Bas s e  A ls ac e )17

, dem 
in C olmar ansässigen O bergericht der Cons e il s ou ve rain d � A ls ac e

1 8
, 

der berittenen militärischen Polizei (m aré c h au s s é e ) und der Armee 
eingeschränkt. 

 

 

                                                 
13  V gl. J ean-F ranç ois Dubost, É trangers en F rance, in: Dictionnaire de l� Ancien Ré gime, 

Royaume de F rance, X V Ie-X V IIIe siè cle, hrsg. von Lucien Bé ly, Paris 1996, S. 518-
522.  

14  André  C orvisier, Le pouvoir militaire et les villes, in: Pouvoir, ville et socié té  en Eu-
rope 1650-1750. Actes d� une colloq ue international du C .N.R.S., octobre 1981, hrsg. 
von Georges Livet und Bernard V ogler, Paris 1983, S. 11-20, hier: S. 19. 

15  V gl. C atherine C lé mens-Denys, Les transformations du contrô le des é trangers dans 
les villes de la frontiè re du Nord, 1667-1789, in: Police et Migrants: F rance, 1667-
1939, hrsg. von Marie-C laude Blanc-C halé ard, C aroline Douki, Nicole Dyonet und 
V incent Milliot, Rennes 2001, S. 207-218. Laut Autorin bezog sich der Begriff �é tran-
ger� �  viel mehr auf die Stadt als auf die Landesgrenze. 

16  Wolfgang Reinhard, Geschichte der Staatsgewalt. Eine vergleichende V erfassungs-
geschichte Europas von den Anfängen bis zur Gegenwart, München 1999, S. 363;  
Zum Begriff der Polizei in F rankreich, vgl. Bernard Durand, La notion de la Police 
en F rance du X V Ie au X V IIIe siè cle, in: Policey im Europa der F rühen Neuzeit, hrsg. 
von Michael Stolleis, F rankfurt am Main 1996, S. 163-211. 

17  V gl. Erich Pelzer, Der elsässische Adel im Spätfeudalismus: Tradition und Wandel 
einer regionalen Elite zwischen dem Westfälischen F rieden und der Revolution 
(1648-1790), München 1990 (=  Ancien Ré gime, Aufklärung und Revolution, Bd. 21). 
Eine besondere Anspannung in den Beziehungen zwischen dem Rat und der 
Reichsritterschaft entstand, weil es eine Anzahl von adligen Stadtbürgern, C onstoff-
ler genannt, gab, die Teil des urbanen Patriziats waren und damit städtische Ä mter 
bekleideten. Dagegen entzogen sich die Mitglieder der Reichsritterschaft sowie die 
königlichen Beamte und O ffiziere der städtischen J ustiz.  

18  V gl. F ranç ois Burckard, Le C onseil souverain d' Alsace au X V IIIe siè cle: repré sentant 
du roi et dé fenseur de la province (=  Socié té  Savante d� Alsace, C ollection 
« Recherches et documents » , Bd. 53), Strasbourg 1995. 
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K onf likte  u m  d ie  Be ru f s au s ü b u ng von Sold ate n 

Die Präsenz von Tausenden fremder Soldaten stellte nicht nur eine 
Gefahr für die J ustizhoheit und das Policeymonopol der Stadt dar, 
sondern bedrohte auch die gesamte städtische O rdnung: wenn die 
Soldaten nach Ablauf ihrer Dienstzeit Berufe ausübten und damit das 
Monopol der Zünfte in F rage stellten oder wenn sie und ihre Ange-
hörigen dem städtischen F ürsorgesystem zur Last zu fallen drohten. 
V erordnungen und Beschwerden durch die Straßburger Zünfte lassen 
den Umfang der beruflichen Aktivitäten nur erahnen.19 So verlängerte 
der Kriegsminister 1731 ein V erbot, als Schuster zu arbeiten.20 Dage-
gen war den Soldaten die H erstellung von Kleidungsstücken für den 
Bedarf des eigenen Regiments erlaubt.21 Die Bürger durften keinen 
Tanzunterricht bei den Soldaten nehmen.22 Im J ahre 1789 beklagten 
sich die Musiker der Stadt beim Kommandanten des Elsass über das 
Regiment von H essen-Darmstadt, das Serenaden spielte und Konzerte 
veranstaltete.23 Auch der Alkoholverkauf durch Soldaten oder ihre 
F rauen wurde verboten.24 

Einige vom französischen König genehmigte Privilegien zugunsten 
Gruppen von Ausländern standen ebenfalls im Widerspruch zu den 
städtischen Regelungen. So erhielten Schweizer Kaufleute als Gegen-
leistung für die Lieferung Schweizer Truppen weitgehende H andels-
privilegien in F rankreich, so dass sie sogar gegenüber den meisten 
F ranzosen im V orteil waren. J eder Schweizer durfte sich in F rank-
reich frei bewegen und steuergünstig H andel betreiben. Im Gegen-
satz zu nichtprivilegierten Ausländern konnten sie Immobilien erwer-
ben und Eigentum vererben. Im J ahr 1716 --- und erneut 1752 --- 

                                                 
19  Zur Problematik der Erfassung von Nebenverdiensten der Soldaten, vgl. Peter Bur-

schel, Söldner im Nordwestdeutschland des 16. und 17. J ahrhunderts, Sozialge-
schichtliche Studien, Göttingen 1994 (=  V eröffentlichungen des Max-Planck-Instituts 
für Geschichte, Bd. 113), S. 206-217. 

20  Lettre d� Angervilliers à  M. de Klinglin sur ce q ui a donné  lieu aux soldats de la gar-
nison de se croire en droit de travailler du mé tier de cordonnier dans les chambres, 
4.12.1731. Archives Municipales de Strasbourg [ im F olgenden AMS] , AA 2064, n° 8. 

21  Lettre de M. d� Argenson à  M. le pré teur royal au sujet de la pré tention q ue forment 
les ré giments de faire travailler leurs soldats à  l� habillement de leurs corps, 3.4.1750. 
AMS, AA 2064, n° 8. 

22  O rdonnance de la C hambre de Police, 15.3.1773. Archives dé partementales du Bas-
Rhin, Straßburg [ im F olgenden ADBR] , C  581, n° 156. 

23  Rê q uete des musiciens bourgeois auprè s du Monseigneur le C omte de Rochambeau 
commandant en chef de la province d� Alsace, 1789. ADBR, C  543, n° 113. 

24  O rdonnance de par le Roy sur les patrouilles militaires pour le contrô le des caba-
rets, 1.4.1741. ADBR, C  580, n° 36. V gl. H anna Sonkajärvi, Auf der Suche nach einer 
�guten Policey� � . Städtische Normen und das Militär in der freien Stadt Straßburg im 
18. J ahrhundert, in: PoliceyWorkingPapers 8 (2004). 
<http:/ / www.univie.ac.at/ policey-ak/ pwp/ pwp.08.pdf>, besonders S. 8-15. 
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richteten der Straßburger Stadtrat und der p ré te u r royal an den Inten-
danten des Elsass und dann an den Kriegsminister die Bitte, keine 
Schweizer Truppen in Straßburg zu stationieren.25 Die Präsenz dieser 
Einheiten würde eine deutliche V erminderung der städtischen Ein-
künfte bedeuten und die J ustizhoheit des Rates gefährden.26 Der Rat 
beklagte, er sei �bedroht� � , schweizerische Bataillone in der Garnison 
akzeptieren zu müssen27 und berief sich auf den Kapitulationsver-
trag.28 

Dennoch wurden ab 1719 Schweizer in Straßburg stationiert. Inten-
dant d� Angervilliers betrachtete die Berufung des Rats auf die Kapitu-
lationsverträge als inakzeptabel, da der Kaiser und die österreichische 
Monarchie die Stadt Straßburg dem französischen König in den V er-
trägen von Ryswick ausgehändigt hatten.29 Dagegen besaß die Zivil-
bevölkerung schweizerischer Abstammung, die sich in der Stadt als 
Bürger und Schirmer niedergelassen hatte, laut d� Angervilliers keinen 

                                                 
25  Lettre de M. le pré teur à  M. le comte d� Argenson, pour demander q ue le ré giment 

de J enner ne vienne point à  Strasbourg, juin 1752. AMS, AA 2616;  und Lettres é crites 
à  la C our par d� Angervilliers, intendant d� Alsace (1716-1724), hrsg. von Louis Spach, 
in: Bulletin de la socié té  pour la conservation des monuments historiq ues d� Alsace 
1878, S. 19-23: d� Angervilliers à  M. de Puysé gur, lieutenant gé né ral et conseiller au 
C onseil de la guerre, 2.7.1716. 

26  Die ersten schweizerischen Söldner traten in Diensten des französischen Königs als 
F olge einer militärischen Niederlage in St. J akob an der Birs bei Basel, die 1453 zum 
Abschluß eines T raité  d � allianc e  e t d e  b onne  e t p e rp é tu e lle  am itié  mit F rankreich 
führte. Die Regimenter hatten ihre eigene auf Kantonalrecht basierende Rechtspre-
chung und das Recht auf freie Religionsausübung. Die schweizerischen Privilegien 
wurden 1781 vom französischen König zum letzten Mal bestätigt und um ein J ahr, 
bis zum 28. Mai 1782 verlängert;  danach wurden sie abgeschafft. V gl. Gente ferocis-
sima. Mercenariat et socié té  en Suisse (X V e-X IX e siè cle). Recueil offert à  Alain Du-
bois /  Solddienst und Gesellschaft in der Schweiz (15.-19. J ahrhundert). F estschrift 
für Alain Dubois, hrsg. von Norbert F urrer, Lucienne H ubler, Marianne Stubenvoll, 
Daniè le Tosato-Rigo, Lausanne, Zürich 1997;  Alain-J acq ues Tornare, V audois et C on-
fé dé ré s au service de F rance 1789-1798, Y ens sur Morgens 1998. 

27  Mé moire du Magistrat pour protester contre l� exemption pré tendue par les suisses, 
1716. AMS, AA 2616. 

28  �Sa majesté  confirmera tous les anciens privilè ges, droits, statuts &  coutumes de la 
ville de Strasbourg, tant ecclé siastiq ues q ue politiq ues� � , C apitulation accordé e à  la 
ville de Strasbourg par Louis X IV , 30.9.1681. AMS, AA 2118. Die Gefahr der Anne-
xion durch F rankreich trug in Straßburg zu einer republikanischen Bewusstseinsbil-
dung bei. Die in der Kapitulation garantierte Beibehaltung der alten Rechte und In-
stitutionen wurde nach der Eroberung seitens des Rats immer mit der 
reichsstädtischen Tradition der territorialen Souveränität des Magistrats begründet. 
V gl. H einz Schilling, Gab es im späten Mittelalter und zu Beginn der Neuzeit in 
Deutschland einen städtischen �Republikanismus� � ?  Zur politischen Kultur des alteu-
ropäischen Stadtbürgertums, in: Republiken und Republikanismus im Europa der 
F rühen Neuzeit, hrsg. von H elmut Koenigsberger, München 1988 (=  Schriften des 
H istorischen Kollegs. Kolloq uien, Bd. 11), S. 101-143.  

29  Lettres é crites à  la C our (Anm. 25), S. 21. 
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Anspruch mehr auf die Privilegien der Schweizer Nation, da sie sich 
freiwillig der lokalen Rechtsordnung untergeordnet hatten. Wie alle 
Stadtfremde hätten die Schweizer sich grundsätzlich der Rechtssouve-
ränität des Rates unterzuordnen, sobald sie in Straßburg einen Beruf 
ausübten oder H andel betreiben wollten. Somit führten die Bestre-
bungen des Magistrats, seine reichsstädtischen Privilegien zu bewah-
ren, nur zu einer beschränkten Anerkennung der schweizerischen 
Privilegien und damit zu einem Teilerfolg des Rates. 

Die  F re m d e n als  Be las tu ng f ü r d ie  s täd tis c h e n F ü rs orge e inric h tu nge n 

Die Soldaten und ihre Angehörigen liefen ständig Gefahr, den städti-
schen F ürsorgeeinrichtungen zur Last zu fallen. So wurde z. B. im 
J ahre 1697 vorgeschlagen, die Kosten für das Bürgerspital dadurch zu 
senken, dass alle F rauen der nicht in Straßburg stationierten eidge-
nössischen und irischen Soldaten gleich nach der Entbindung auszu-
weisen seien,30 denn die Stadt war nicht bereit, stadtfremde Bevölke-
rung zu unterstützen.31 Aus dem gleichen Grund verbot das Policey-
Gericht im J ahre 1759 den Bürgern und Schirmbürgern, F rauen und 
Witwen der Soldaten --- oder welchen, die sich als solche ausgaben --- 
Unterkunft zu gewähren, ohne dass diese eine schriftliche Erlaubnis 
des lie u te nant d u  roi vorweisen konnten. Gleichzeitig mussten die 
Bürger die Präsenz dieser F remden dem regierenden Ammeister mel-
den.32 

                                                 
30  Mé moires relatifs à  l� administration dé ficitaire de l� hô pital, 1697. AMS, II 67, n° 21. 
31  V gl. zur Stellung der F amilien und der F rauen: Karen H agemann, Militär, Krieg und 

Geschlechterverhältnisse. Untersuchungen, Ü berlegungen und F ragen zur Militärge-
schichte der F rühen Neuzeit, in: Klio in Uniform? : Probleme und Perspektiven einer 
modernen Militärgeschichte der F rühen Neuzeit, hrsg. von Ralf Pröve, Köln, Wei-
mar, Wien 1997, S. 35-87;  J utta Nowosadtko, Soldatenpartnerschaften. Stehendes 
H eer und weibliche Bevölkerung im 18. J ahrhundert, in: Landsknechte, Soldaten-
frauen und Nationalkrieger. Militär, Krieg und Geschlechterordnung im historischen 
Wandel, hrsg. von Karen H agemann und Ralf Pröve, F rankfurt am Main, 1998, S. 
297-321. Ralf Pröve, Zwangszölibat, Konkubinat und Eheschließung. Durchsetzung 
und Reichweite obrigkeitlicher Ehebeschränkung am Beispiel Göttinger Militärbe-
völkerung im 18. J ahrhundert, in: F amilie und F amilienlosigkeit. F allstudien aus 
Niedersachsen und Bremen vom 15. bis 20. J ahrhundert, hrsg. von J ürgen Schlum-
bohm, H annover 1993, S. 81-95;  Meumann, Markus, Soldatenfamilien und uneheli-
che Kinder. Ein soziales Problem im Gefolge der stehenden H eere, in: Krieg und 
F rieden. Militär und Gesellschaft in der frühen Neuzeit, hrsg. von Bernhard R. Kroe-
ner und Ralf Pröve, Paderborn 1997, S. 219-236. 

32  ADBR, C  581 n° 110, O rdonnance de police au sujet du logement de l� é tranger et 
singuliè rement des juifs et juives, le 1er octobre 1759. 
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Einen besonderen Aspekt der militärischen Präsenz bildeten die 
V eteranen, die gegen Ende des 18. J ahrhunderts besonders zahlreich 
in Straßburg vertreten waren und dem städtischen F ürsorgesystem 
zur Last fielen.33 Der Magistrat wandte sich in den 1780er J ahren an 
die Leitung des Pariser h ô te l royal d e s  invalid e s , damit diese den aus 
dem Dienst ausgeschiedenen Soldaten, sofern sie nicht aus Straßburg 
stammten, keine Auszahlungsscheine ausstellen sollten.34 Diese 
Scheine sollten bei der Ankunft dem Intendanten oder seinem Stell-
vertreter vorgelegt werden und erst dann wurde mit den Zahlungen 
begonnen. Damit sollte Landstreichertum vermieden werden.35 In der 
Praxis gelang es dem Magistrat trotz Beschwerden an den Kriegsmi-
nister nicht, die ehemaligen Soldaten aus der Stadt zu halten. Der el-
sässische Intendant konnte jederzeit Invaliden in das Bürgerspital 
einweisen, ohne dass die deshalb entstehenden Kosten regelmäßig 
entschädigt worden wären. Die aus dem Dienst ausgeschiedenen 
Soldaten hatten nämlich keinen Zugang zum Militärspital.36 Der Magi-
strat beschwerte sich, dass die Stadtbürger von den für sie reservier-
ten Einrichtungen ausgeschlossen würden, da diese mit F remden 
überfüllt seien.37 Die Anzahl der in der Stadt heimisch gewordenen 
V eteranen scheint gegen Ende des 18. J ahrhunderts in der Tat im 
V ergleich zu anderen französischen Städten hoch gewesen zu sein.38 
Zumindest ein Teil der deutschen und eidgenössischen sowie der aus 
dem elsässischen Umland stammenden Soldaten ließ sich nach der 
aktiven Dienstzeit dauerhaft in der Stadt nieder.39 

                                                 
33  V gl. J ean-Pierre Bois, Les anciens soldats dans la socié té  franç aise au X V IIIe siè cle, 

Paris 1990;  André  C orvisier, L� armé e franç aise de la fin du X V IIe siè cle au ministè re 
de C hoiseul. Le soldat, Bd. 2, Paris 1964, S. 791-820 und S. 901-947. 

34  Lettre du magistrat à  M. le pré teur y joint mé moire au sujet des invalides q ui se sont 
é tablis en grand nombre, 10.5.1787. AMS, AA 2368. 

35  J ean-Pierre Bois, Les anciens soldats (Anm. 32), S. 79. 
36  Ebd., S. 76 und 83.  
37  C orrespondance et arrangements avec les services du roi relatifs à  l� admission d� un 

soldat à  l� hô pital civil, 1782. AMS, IV , n° 100b ;  AMS, AA 2368 (Anm. 33).  
38  So laut J ean-Pierre Bois, Les anciens soldats (Anm. 32), S. 199-201. Lückenlose Sta-

tistiken existieren jedoch nicht. Bois gibt, anhand der Register des Pariser Hô te l roy-
al d e s  invalid e s , die folgenden Zahlen für das Elsass zwischen 1767 und 1787: ins-
gesamt 112 Soldaten, von denen 39 sich im O rt ihrer Abstammung niedergelassen 
hatten, 34 Elsässer, die sich in den Städten angesiedelt hatten (vor allem Straßburg, 
Sé lestat, H aguenau, C olmar), 5 Soldaten aus anderen O rten F rankreichs und 34 Aus-
länder (davon 26 deutscher Abstammung). Damit scheinen die V eteranen vor allem 
vom Land in die Städte und aus den deutschen Gebieten ins Elsass gezogen zu sein.  

39  Zur Integration schweizerischer Soldaten in ihren Stationierungsort und zu Möglich-
keiten und Problemen ihrer Rückkehr in die H eimat siehe Anne-Lise H ead, Inté gra-
tion ou exclusion: le dilemme des soldats suisses au service de F rance, in: La Suisse 
dans l� é conomie mondiale (15e-20e s.), hrsg. von Paul Bairoch und Martin Körner, 
Genf 1990, S. 37-55. 
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A ns p rü c h e  d e s  Magis trats  au f  d ie  alle inige  Z u s tänd igke it b e i 
G e w alttätigke ite n u nd  K rim inalität ge ge n d ie  Bü rge r 

Die Einq uartierung der Soldaten in den Wohnungen der Bürger war 
nicht nur eine Q uelle für Konflikte,40 sondern sie wurde seitens des 
Magistrats auch als ein wichtiges Mittel zur Kontrolle der Soldaten 
verstanden und eingesetzt.41 So wurde 1763 den Bürgern und 
Schirmbürgern der Stadt vom Polizeigericht unter Strafandrohung be-
fohlen, zu melden, wenn die bei ihnen untergebrachten Soldaten 
abends nicht zurückkehrten. Diese V ergehen sollten dem städtischen 
p roc u re u r f is c al und nicht dem é tat m ajor d e  la p lac e  gemeldet wer-
den.42 Solche V erordnungen dienten offensichtlich auch der Selbstbe-
hauptung der städtischen Policey gegenüber dem é tat m ajor d e  la 
p lac e .43 Die Ü berwachung der Soldaten, wie die Ü berwachung von 
allen Stadtfremden, war ein beliebtes Mittel für die Unterstreichung 
der Kompetenzen von der Policey und damit der alleinigen Regie-
rungssouveränität des Magistrats über die Stadt.44  

Schmähungen, Diskriminierungen und mehr oder weniger gewalttäti-
ge Ü bergriffe verdeutlichen, dass das V erhältnis von Militärpersonen 
und Einwohnern sich im Alltag nicht einfach gestaltete. Der städti-
sche Magistrat beanspruchte die alleinige Zuständigkeit bei der poli-

                                                 
40  Lettres et mé moire relatif aux plaintes q ui ont é té  faites contre le magistrat par les 

officiers de la garnison au sujet de leur logement chez les bourgeois, 1719. AMS, AA 
2140, n°  5. 

41  V gl. Ralf Pröve, H errschaftssicherung nach �innen� �  und �außen� � : F unktionalität und 
Reichweite obrigkeitlichen O rdnungsstrebens am Beispiel der F estung Göttingen, in: 
Militärgeschichtliche Mitteilungen 51 (1992), S. 297-315;  ders., Der Soldat in der �gu-
ten Bürgerstube� � . Das frühneuzeitliche Einq uartierungssystem und die sozioöko-
nomischen F olgen, Krieg und F rieden. Militär und Gesellschaft in der frühen Neu-
zeit, hrsg. von Bernhard R. Kroener und Ralf Pröve, Paderborn 1996, S. 191-217. 

42  O rdonnance enjoignant aux personnes q ui logent des soldats de dé noncer ceux q ui 
contreviennent à  la discipline militaire, 12.9.1763. AMS, V I 721, n°  45 ;  ähnlich O r-
donnance de la chambre de Police de Strasbourg, 16.7.1740. ADBR, C  580 n° 29.  

43  V gl. J ürgen Schlumbohm, Gesetze die nicht durchgesetzt werden - ein Strukturmerk-
mal des frühneuzeitlichen Staates? , in: Geschichte und Gesellschaft 23 (1997), S. 
647-663. 

44  Auch bei den Kompetenzstreitigkeiten zwischen dem Magistrat und der unterelsäs-
sischen Ritterschaft ging es unter anderem um die Macht über die Policey der F rem-
den. (Solche Konflikte finden sich u.a. in: Grand mé moire du Magistrat contre le di-
rectoire au sujet de l� exercice de la police aux nobles domicilié s à  Strasbourg, o. D. 
[ Anfang der 1730er J ahre] . AMS, AA 2398, n°  7 und C ontestations entre le Magistrat 
et le Directoire de la noblesse au sujet des droits de juridiction, 1738-1764. AMS, V I 
626.) Die zahlreichen V erordnungen und vom Staatsrat beantragten Bestätigungen 
der alleinigen Policey-Gewalt des Magistrats dienten der Abgrenzung gegenüber 
den konkurrierenden Gewalten des Adels, der Cons e il Sou ve rain d � A ls ac e , der Ar-
mee und der m aré c h au s s é e . Die F rage der Kontrolle der F remden befand sich damit 
im Zentrum des Streits des Magistrats für die Erhaltung der städtischen Autonomie. 
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zeilichen und gerichtlichen Behandlung von Streitfällen zwischen 
Soldaten der Garnison und Stadtbürgern.45 Der Rat und der p roc u re u r 
f is c al wandten sich zunächst an den jeweiligen Regimentskomman-
danten. F alls dieser sich weigerte, die Schuldigen an die städtische 
J ustiz auszuliefern, wandte sich der Rat, normalerweise mittels des 
p ré te u r royal, an den Kriegsminister. Die städtischen Bürgerrechte 
wogen hier mehr als die Rechtsprechung der Regimenter. Grundsätz-
lich gelang es nur den eidgenössischen Regimentern, gegenüber dem 
Rat ihren Anspruch auf eine eigenständige J urisdiktion durchzuset-
zen, obwohl alle Regimenter eine eigene Militärgerichtsbarkeit besa-
ßen.46 

V om gegenseitigen Misstrauen zeugt der F all eines Mitglieds der Mi-
lizeinheit aus der Auvergne, der 1737 vor dem Militärgericht begna-
digt wurde. Er hatte den Sohn eines Straßburger Kaufmanns getötet. 
Die Entscheidung wurde damit begründet, dass das O pfer sein 
Schicksal verdient hätte, da es den Soldaten beschimpft und bedroht 
habe. Der lokale Kommandant d� H auteval forderte als F olge von 
Kriegsminister de Paulmy eine V erstärkung der in Straßburg statio-
nierten Truppen. Seiner Meinung nach handelte es sich um einen be-
sonderen O rt, weil dort verschiedene Nationalitäten und Religionen 
sowie eine andersartig denkende Bürgerschaft vertreten waren.47 Er 
hätte einige Tage vorher den p ré te u r royal davor gewarnt, dass die 
Bürger die Soldaten missachteten, und gebeten, dass die Einwohner 
gewarnt würden, die Soldaten nicht zu provozieren. 

Es gab aber auch F älle von Kooperation zwischen den städtischen 
Behörden und dem Militär. 1781 wurde Meyer Bloch, ein J ude, vom 
                                                 
45  Neben Simone H erry, Une ville en mutation (Anm. 1), werden Kriminalfälle in der 

unveröffentlichten Dissertation von Elisabeth Sablayrolles, Recherches sur la pauvre-
té , l� assistance et la marginalité  en Alsace sous l� Ancien Ré gime, Université  de Stras-
bourg II, Strasbourg 1988, 2. Bd., S. 499-512, behandelt. V gl. zur Beziehung zwi-
schen Soldaten und Bevölkerung in Lille: Alain Lottin, V ie et mentalité  d� un Lillois 
sous Louis X IV , Lille 1968, S. 171-178 und S. 345-368. 

46  V gl. J utta Nowosadtko, Militärjustiz in der F rühen Neuzeit. Anmerkungen zu einem 
vernachlässigten F eld der historischen Kriminalitätsforschung, in: Unrecht und 
Recht. Kriminalität und Gesellschaft im Wandel von 1500-2000, Koblenz 2002, S. 
638-651. (=  V eröffentlichungen der Landesarchivverwaltung Rheinland-Pfalz, Bd. 98, 
Wissenschaftlicher Begleitband). In F ällen, in denen Mitglieder eidgenössischer 
Truppen, die aber nicht schweizerischer Abstammung waren, in V erbrechen gegen 
Einwohner der Stadt verwickelt waren, wurde hingegen durchaus unterschiedlich 
verfahren. 

47  �[ M] on zè le pour le service du Roy m� oblige de vous pré senter q ue cette garnison 
n� est pas suffisante dans une place aussy considé rable q ue celle cy, et q ui ne peut 
ê tre comparé  avec aucune des autres, elle est remplye de gens de toutes sortes de 
nations, et de religions, de plus une nombreuse bourgeoisie dont la faç on de penser 
n� est pas la mê me� � . Major de Strasbourg, d� H auteval, à  Marq uis de Paulmy, 
21.5.1737. ADBR, C  543, n° 64. 
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Straßburger Polizeigericht zu einer Geldstrafe von fünfhundert Livres 
verurteilt, weil er drei Paar H osen von einem Soldaten des R é gim e nt 
d e  la R e ine  gekauft hatte. Um das H ausieren zu erschweren und die 
Anreize zur Desertion zu vermindern, hatte der Magistrat im J ahre 
1687 jeglichen H andel mit den Soldaten in den Kasernen verboten, 
wenn keine schriftliche Erlaubnis vom Kommandanten vorlag.48 In-
teressant ist hier, dass der p roc u re u r d u  roi der m aré c h au s s é e  aus der 
Angelegenheit herausgehalten wurde, weil Armeeoffiziere den F all an 
die städtische J ustiz gemeldet hatten. Es wird aus den Q uellen nicht 
ersichtlich, ob die Behörden dieses V ergehen besonders eifrig ver-
folgten, weil es sich beim Beschuldigten um einen J uden handelte. 
Ä hnliche Prozesse waren einige J ahre zuvor auch gegen Stadtbürger 
geführt worden.49 

F az it 

Die Präsenz von sieben- bis neuntausend stadtfremden Soldaten än-
derte die Einwohnerstruktur der ehemaligen Reichsstadt Straßburg 
auf eine radikale Art und Weise und stellte das auf das Monopol der 
Zünfte und der O ligarchie des Magistrats basierende politische Sy-
stem unter V eränderungsdruck. Die als fremd wahrgenommenen 
Soldaten, wie alle Stadtfremden, mussten aus der Sicht des Magistrats 
policeylich kontrolliert werden. Denn sie waren aufgrund ihrer 
F remdheit verdächtig, die öffentliche O rdnung zu bedrohen, den 
Bürgern zur Last zu fallen und zusätzliche Kosten zu verursachen. 
F olglich ist das Bild des Militärs, das durch die Untersuchung der Ar-
chivbestände entsteht, äußerst negativ. Dies liegt jedoch teilweise am 
Q uellenmaterial, da sich hier ausschließlich V erordnungen und 
auffälliges Benehmen verschriftlicht finden. 

Die Mittel des Magistrats zur Aufrechterhaltung der allgemeinen O rd-
nung konnten in der Praxis unzureichend sein. Der Rat musste sich 
daher sowohl mit dem Militär als auch mit anderen konkurrierenden 
Instanzen, wie der Krone und dem Adel, zu arrangieren versuchen. 
Die F ähigkeit des Magistrats, in jeder Konfliktsituation an seinen von 
der Krone bestätigten Traditionen und Privilegien festzuhalten, be-
stimmte den Grad seiner politischen H andlungsautonomie. In einem 
Memorandum des Intendanten des Elsass von 1701 wird dem Rat un-
terstellt, er misstraue der Krone und sei im Stande, alle F ragen zum 

                                                 
48  Affaire du nommé  Mayer Bloch, condamné  par la chambre de police, 1781. AMS, 

AA 2401, n°  1. 
49  Extrait des Registres de la C hambre de la Police de la V ille de Strasbourg, le 26 fé -

vrier 1777 et n° 175, Extrait des Registres de la C hambre de la Police de la V ille de 
Strasbourg, 30 juin 1777. ADBR, C  583 n° 174. 
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Gegenstand endloser Diskussionen verkommen zu lassen.50 Im Licht 
der vorgestellten Beispiele erscheint es allerdings, als ob der Rat oft-
mals keine anderen Mittel zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
O rdnung gehabt hätte als zu verhandeln. Die Soldaten waren ein in-
tegraler Teil dieses V erhandlungsprozesses. Die Grenzen der politi-
schen Autonomie der Stadt wurden täglich unter Mitwirkung der 
stadtfremden Soldaten auf die Probe gestellt und mitunter neu defi-
niert. 

                                                 
50  L� Alsace au tournant du X V IIIe siè cle d� aprè s un mé moire iné dit de l� intendance, 

hrsg. von H . Weisgerber, in: Revue d� Alsace, 11 (1897), S. 433-459, und 12 (1898), S. 
26-46, hier S. 34. 
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